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EG

Gabriele Werner

Regionalpolitische Konsequenzen der 
europäischen Integration

Im Zusammenhang mit dem Vertrag über die Wirtschafts- und Währungsunion wurde in 
Maastricht beschlossen, neue Akzente in der Regionalpolitik insbesondere durch die Schaffung 

eines Kohäsionsfonds und eine Reform der Strukturpolitik zu setzen. Sind diese Maßnahmen 
geeignet, die regionalen Disparitäten in der EG wirkungsvoll abzubauen ?

Der europäische Gipfel von Maastricht im Dezember 
1991 hat nach den Erklärungen der beteiligten Re­

gierungen die Weichen für einen neuen Abschnitt der eu­
ropäischen Integration gestellt. Der Vertrag über die Wirt­
schafts- und Währungsunion (WWU) habe den wirt­
schaftlichen Zusammenhalt der EG durch die Verpflich­
tung gestärkt, eine gemeinsame Währung und eine euro­
päische Zentralbank einzuführen. Die Vollendung der 
Wirtschafts- und Währungsunion ist somit zum Integra­
tionsprojekt der 90er Jahre geworden, ohne daß jedoch 
die Probleme, die mit der Schaffung eines europäischen 
Binnenmarktes entstanden sind, gelöst wären.

Seit Mitte der 80er Jahre wird der Begriff der europäi­
schen Integration weitgehend mit der Vollendung des 
europäischen Binnenmarktes gleichgesetzt1. Bis Ende 
1992 sollen die noch bestehenden Handelshemmnisse 
innerhalb der EG beseitigt und ein freier Waren-, Perso­
nen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr verwirklicht 
werden. Der europäische Binnenmarkt wird bis dahin 
zwar nicht vollendet sein -  vor allem in den Bereichen 
Steuern und Gesellschaftsrecht sind nur geringe Fort­
schritte gemacht worden-, dennoch hat es in den vergan­
genen Jahren zweifellos einen Integrationsschub gege­
ben2.

Der Wachstumsschub, der vom Binnenmarkt in bezug 
auf Produktion und Beschäftigung für die EG erwartet 
wurde3, blieb jedoch bislang aus. Zwar nahm das Wirt-
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schaftswachstum in der EG von 1985 bis 1988 zu, seit­
dem ist es aber wieder rückläufig. Die Preissteigerungs­
rate hingegen ist 1991 höher als 1985. Die Arbeitslosen­
quote hat sich zwar zwischen 1985 und 1990 von 10,8% 
auf 8,4% verringert, nimmt aber mittlerweile wieder zu. 
Ebenfalls nicht erfüllt wurden Erwartungen hinsichtlich 
der Entwicklung der Konvergenz wesentlicher Wirt­
schaftsindikatoren in der EG. Die regionalen Disparitäten 
sind sowohl in der Gemeinschaft als auch innerhalb der 
einzelnen Mitgliedsländer trotz der Erweiterung der Ge­
meinschaftshilfen für Problemregionen nach wie vor 
groß, und sie haben insgesamt in den letzten zehn Jahren 
nicht abgenommen.

Der Stufenplan

Vordem Hintergrund der wirtschaftlichen Entwicklung 
in den 80er Jahren wurde in Maastricht mit der Vollen­
dung der Wirtschafts- und Währungsunion ein neues Ziel 
gesetzt. Spätestens ab 1999 sollen die Wechselkurse 
zwischen den an der WWU teilnehmenden Ländern un- 
wideruflich fixiert und etwa ein Jahr später die nationalen 
Währungen von der ECU abgelöst werden. Dies ge­
schieht in drei Phasen: Die seit dem 1. Juli 1990 laufende 
erste Phase dient der Vorbereitung der beiden nachfol­
genden Stufen; so sollen bestehende EG-Richtlinien für

1 ln der 1986 Unterzeichneten Einheitlichen Europäischen Akte, der bis 
dahin wichtigsten Reform der Römischen Verträge, wird erstmalig die 
Verringerung der regionalen Ungleichgewichte als politisches Ziel der 
Gemeinschaft festgeschrieben (Art. 130a EWG-Vertrag). Damit wurde 
der Beseitigung ökonomischer Disparitäten eine Rechtsgrundlage ge­
geben.

2 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Jahreswirtschafts­
bericht 1991/92, Brüssel 1992, S. 16.

3 Vgl. P. C e c c h in i :  Europa'92. Der Vorteil des Binnenmarktes, 
Baden-Baden 1988.
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eine größere Angleichung der Wirtschaftspolitiken der 
Mitgliedstaaten und für eine bessere geldpolitische Ab­
stimmung zwischen den Zentralbanken sorgen. In der 
1994 beginnenden zweiten Phase der WWU sollen die 
Voraussetzungen für eine Angleichung der Wirtschafts­
lage zwischen den Mitgliedsländern vor allem hinsicht­
lich Inflation, Zinsniveau und Staatsverschuldung ge­
schaffen werden, auf deren Grundlage dann die Wechsel­
kurse festgeschrieben werden. Ende 1996 entscheiden 
die Finanzminister nach Beratung durch die EG-Kommis- 
sion und das europäische Währungsinstitut (EWI), ob die 
für den Beginn der Endstufe im Jahre 1997 vorgeschrie­
bene Mindestanzahl von sieben Mitgliedern erreicht wird. 
Sollte dies nicht der Fall sein, wird der Beginn der End­
stufe der WWU von 1997 auf Anfang 1999 verschoben. 
Dann aber sollen ohne weitere politische Beschlußfas­
sung alle Länder, die den Stabilitätsvoraussetzungen4 
entsprechen -  derzeit wären es lediglich Dänemark, Lu­
xemburg und Frankreich -  automatisch die Wechsel­
kurse untereinander festschreiben und in einem zweiten 
Schritt die nationalen Währungen durch die ECU erset­
zen5. Lediglich Großbritannien konnte sich die Option des 
Ausstiegs aus der automatischen Währungsintegration 
Vorbehalten6.

Somit wurde in Maastricht ausdrücklich die Möglich­
keit eingeräumt, daß nur wenige wirtschaftlich starke 
Länder die Währungsunion bilden. Damit ergibt sich für 
die schwächeren Mitgliedsländer Portugal, Griechen­
land, Irland und Spanien, aber auch für Italien und Bel­
gien ein Dilemma: Um in die WWU aufgenommen zu wer­
den, müssen sie eine rigide Geld- und Haushaltspolitik 
betreiben, die aber wiederum den ökonomischen Struk­
turunterschieden in diesen Ländern nicht gerecht wird 
und die bestehenden regionalen Ungleichgewichte eher 
verschärfen und somit diese Länder von ihrem Ziel der 
Aufnahme weiter entfernen wird. Verzichten sie aber auf-

4 Für die Teilnahme an der WWU sind von den Mitgliedsländern vier 
Aufnahmekriterien zu erfüllen: 1. Die Inflationsrate darf nicht mehr als
1,5 Prozentpunkte über dem Durchschnittswert der drei niedrigsten In­
flationsraten liegen; 2. die jährliche Neuverschuldung darf 3% des lau­
fenden Bruttoinlandsproduktes (BIP) nicht übersteigen, und die ge­
samte Staatsverschuldung darf nicht mehr als 60% des BIP betragen;
3. die jeweilige Landeswährung darf mindestens während der vorange­
gangenen zwei Jahre innerhalb des Wechselkursmechanismus des 
EWS keine Abwertung gegenüber einer anderen EWS-Währung erfah­
ren haben; 4. die langfristigen Zinsen dürfen den Durchschnitt der drei 
Länder mit den niedrigsten Zinssätzen um höchstens zwei Prozent­
punkte übertreffen.

5 Vertrag über die Europäische Union, veröffentlicht im Bulletin Nr. 16 
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Bonn
12.2.1992, Art. 109; sowie die Protokollerklärung über die Konvergenz­
kriterien nach Art. 109j des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Union.

6 Vertrag über die Europäische Union, a. a. O., Protokollerklärung über 
einige Bestimmungen betreffend das Vereinigte Königreich Großbritan­
nien und Nordirland.

grund dieser hohen Auflagen auf den Währungsverbund, 
besteht die Gefahr der Kapitalabwanderung und damit ei­
ner endgültigen Abkoppelung von den „Kernländern der 
EG“7.

Dieser Beitrag zeigt die Problematik der geplanten 
Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion vor dem 
Hintergrund der erheblichen regionalen Disparitäten in 
der Gemeinschaft auf. Dazu werden zunächst die beste­
henden regionalen Unterschiede in der Gemeinschaft 
dargestellt und einige ihrer Ursachen herausgearbeitet. 
In einem weiteren Schritt werden dann mögliche Folgen 
der sich aus dem Binnenmarktprojekt ergebenden Inte­
gration für die Regionen betrachtet. Schließlich werden 
dieser Einschätzung die regional politischen Maßnahmen 
der Gemeinschaft, einschließlich der in Maastricht verab­
schiedeten Ergänzungen, gegenübergestellt und be­
wertet.

Regionale Disparitäten

Mit der wirtschaftlichen Rezession Mitte der 70er 
Jahre endete eine Phase der wirtschaftlichen Annähe­
rung zwischen den Mitgliedstaaten und den Regionen. Es 
folgte eine Phase, in der die regionalen Disparitäten (ge­
messen am BIP pro Kopf) wieder auf das Niveau zurück­
kehrten, das sie zu Beginn der 70er Jahre hatten. Die Dis­
paritäten nahmen auch im Wirtschaftsaufschwung in den 
80er Jahren nicht ab, sondern vergrößerten sich zu­
nächst bis 1986 geringfügig und blieben seitdem nahezu 
konstant.

Die Entwicklungsunterschiede zwischen den Regio­
nen sind sehr viel gravierender als zwischen den Mit­
gliedsländern. Während 1990 das BIP pro Kopf in den drei 
ärmsten Mitgliedsländern Griechenland, Irland und Por­
tugal rund 50% unter dem der anderen lag8, betrug das 
BIP der zehn wirtschaftsschwächsten Regionen9, die 
hauptsächlich in diesen Ländern liegen, sogar weniger 
als ein Drittel der zehn wirtschaftsstärksten Regionen. 
Die regionalen Disparitäten beim Pro-Kopf-Einkommen

7 Vgl. hierzu auch B. D lu h o s c h , M. K rü g e r :  Struktureller 
Anpassungsbedarf bei hohen Kapitalimporten und festen Wechsel­
kursen -  Der Fall Spanien - ,  in : Zeitschrift für Wirtschaftspolitik, Heft 2, 
1991, S. 157-180.

8 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Die Regionen in 
den 90er Jahren, Vierter periodischer Bericht über die sozioökonomi- 
sche Lage und Entwicklung der Regionen der Gemeinschaft, Luxem­
burg 1991, S. 86 f.

9 In der EG leben 22% der Bevölkerung in „strukturschwachen Regio­
nen mit Entwicklungsrückstand“ (1987); das sind jene mit einem BIP 
pro Kopf von höchstens 75% des Gemeinschaftsdurchschnitts. Portu­
gal, Griechenland und Irland gehören insgesamt, Spanien und Italien 
mit einem erheblichen Teil ihres Staatsgebietes (58% bzw. 36% der Be­
völkerung) zu den rückständigen Regionen. Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften: Die Regionen in den 90er Jahren, a. a. O., 
S. 94.
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in der Gemeinschaft sind somit mindestens doppelt so 
hoch wie in den USA10.

Stärkere Veränderungen als beim Bl P gab es hingegen 
bei der regionalen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit. 
Während der ersten Hälfte der 80er Jahre haben -  be­
dingt durch die Krisen verschiedener Industriezweige -  
die regionalen Disparitäten bezüglich der Arbeitslosen­
quoten erheblich zugenommen. In der zweiten Hälfte der 
80er Jahre stieg die Beschäftigung allmählich an und die 
Arbeitslosigkeit ging zurück. Das Regionalgefälle bei den 
Arbeitslosenzahlen stabilisierte sich, und Ende der 80er 
Jahre kam es sogar zu einer leichten Annäherung. Den­
noch bleiben die beträchtlichen regionalen Unterschiede 
bestehen: So betrug 1990 die durchschnittliche Arbeits­
losenquote in den zehn Regionen mit der niedrigsten Ar­
beitslosigkeit gerade 2,5%, während sie für die zehn Re­
gionen am anderen Ende der Skala 22% erreichte11.

Die überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit in den 
wirtschaftsschwächeren Regionen wird im wesentlichen 
auf zwei Ursachen zurückgeführt. Zum einen werden de­
mographische Gründe genannt12: Die Geburtenziffern 
sind in der Regel in diesen Regionen höher. Die Zahl der 
Erwerbspersonen nimmt hier somit schneller zu als in der 
übrigen Gemeinschaft. Um diesen Unterschied auszu­
gleichen und die regionalen Disparitäten zu vermindern, 
wäre also ein im Vergleich zu anderen Regionen ungleich 
stärkerer Zuwachs der Beschäftigung erforderlich. Die­
ser findet aber nicht statt.

Zum anderen werden die starken regionalen Disparitä­
ten hinsichtlich der Arbeitslosigkeit, aber auch beim BIP 
auf Unterschiede in der Wettbewerbsfähigkeit der Regio­
nen zurückgeführt, die wiederum durch eine Reihe von 
Faktoren beeinflußt wird. Nach einer von der EG in Auf­
trag gegebenen Erhebung13 sind die örtlichen kredit- und 
steuerpolitischen Voraussetzungen, die Verfügbarkeit an 
qualifizierten Arbeitskräften, die indirekten Arbeits­
kosten, die Arbeitsmarktbestimmungen, das Wirtschafts­
wachstum und der Zustand der Infrastruktur wesentliche 
Bestimmungsfaktoren für Investitions- und Standortent­
scheidungen von Unternehmen sowohl in wirtschafts­
starken Regionen als auch in strukturschwachen und in 
jenen mit rückläufiger industrieller Entwicklung. Aller­
dings variiert die Gewichtung: In den strukturschwachen

10 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Dritter Peri­
odischer Bericht der Kommission über die sozio-ökonomische Lage 
und Entwicklung der Regionen der Gemeinschaft, Brüssel, 27.5.1987, 
S. III.

"  Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Die Regionen in 
den 90er Jahren, a. a. O., S. 89.

12 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Die Regionen in 
den 90er Jahren, a. a. O., S. 26-28.
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Regionen, insbesondere in den südlichen Mitgliedslän­
dern, hat die Senkung von „Kreditkosten“ bei den befrag­
ten Unternehmen die höchste Priorität. Ebenso kommt 
der Verbesserung der grundlegenden Infrastruktur, zu der 
der Ausbau des Verkehrsnetzes und des Kommunika­
tionssystems, das Angebot an Energie sowie die Bereit­
stellung von Gewerbegebieten gehören, in diesen Regio­
nen eine besondere Bedeutung zu.

Ein in allen Regionstypen zu beobachtender Umstand 
ist offensichtlich der Mangel an qualifizierten Arbeitskräf­
ten. Die Ursachen sind allerdings unterschiedlich: In den 
entwicklungsschwachen Gebieten wird das unzulängli­
che Angebot an qualifizierten Arbeitskräften als eine ge­
nerelle Folge des schwach entwickelten Schul- und Bil­
dungssystems angesehen14. In älteren Industrieregionen 
hingegen handelt es sich offensichtlich um ein Auseinan­
derklaffen zwischen den vorhandenen Qualifikationen 
der vom industriellen Strukturwandel betroffenen Ar­
beitskräfte und dem Bedarf neuer Industriezweige. In den 
prosperierenden Regionen wiederum wird der Arbeits­
kräftemangel hauptsächlich auf die lebhafte Arbeitskräf­
tenachfrage zurückgeführt.

Regionale Innovationsaktivitäten

Ein weiterer Bestimmungsfaktor für die regionalen 
Disparitäten liegt in den Unterschieden der Innovations­
fähigkeit der Unternehmen und der Fähigkeit der Regio­
nen zur Förderung von Forschung und Entwicklung. In 
der Häufigkeit der Einführung von Verfahrens- und Pro- 
duktinnovationen besteht ein Gefälle von den leistungs­
starken Regionen über die altindustrialisierten hin zu den 
Regionen mit Entwicklungsrückstand. Auf Gemein­
schaftsebene entfielen 1989 drei Viertel der öffentlichen 
und privaten Forschungs- und Entwicklungsausgaben 
auf Deutschland, Frankreich und Großbritannien15.

Auch innerhalb der Mitgliedstaaten ist die Verteilung 
sehr ungleichmäßig. Am ausgeprägtesten sind die Ver­
teilungsunterschiede in den entwicklungsschwächeren 
Ländern. In Italien beispielsweise konzentrierten sich 
1982 72% der gesamten Forschungs- und Entwicklungs­
ausgaben und 70% der in diesem Bereich Tätigen auf den 
Nordwesten, während auf den Süden nur 5% der Ausga­
ben und der Beschäftigung in diesem Bereich entfielen. 
Eine starke geographische Konzentration der Forschung 
findet sich auch in Spanien. 1983 verzeichnete Ma­

13 Ifo: An empirical assessment of factors shaping regional competi­
tiveness in problem regions, Luxemburg 1990.

14 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Die Regionen in 
den 90er Jahren, a. a. O., S. 91.

15 Berechnungen nach OECD: STIID Data Bank, Paris, Juli 1990.
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drid mehr als 50% der gesamten Forschungs- und Ent­
wicklungsausgaben, gefolgt von Katalonien mit rund 
16%. In Portugal war die Konzentration noch ausgepräg­
ter, wobei auf den Raum Lissabon 72% und auf die ge­
samte Küstenregion 93% der Ausgaben entfielen. Insge­
samt ist das technologische Gefälle innerhalb der Mit­
gliedstaaten größer als zwischen ihnen16.

Diese räumlichen Verteilungsunterschiede sind weit­
gehend das Ergebnis der historischen Entwicklung des 
Innovationsprozesses. Dabei konzentrieren sich die tech­
nologisch fortgeschrittenen und forschungsintensiven In­
dustrien und Firmen im Umland einiger Großstädte, wo­
hingegen traditionellere und weniger forschungs- und 
technologieintensive Industrien breiter gestreut und in 
den strukturschwachen Gebieten angesiedelt sind. Es 
besteht also offensichtlich eine positive Beziehung zwi­
schen Innovationsintensität und Beschäftigung in einer 
Region. Die Konzentration der Forschungs- und Entwick­
lungsaktivitäten in den Kernregionen der Gemeinschaft 
wäre somit ein wichtiger Erklärungsfaktor dafür, daß sich

das regionale Einkommens- und Produktivitätsgefälle 
nur sehr zögernd verändert.

Die Ursachen für die geringen Wirtschaftsleistungen 
der schwächeren Regionen sind somit sehr grundlegen­
der und vielschichtiger Natur. Sie werden nur langsam 
und nur unter bestimmten Voraussetzungen zu beseiti­
gen sein. Eine Region, in der das BIP pro Kopf bei der 
Hälfte des Gemeinschaftsdurchschnitts liegt, braucht 
beispielsweise 20 Jahre lang ein um fast zwei Prozent­
punkte höheres Wachstum als die Gemeinschaft, um nur 
70%des durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommens zu er­
zielen17. Die letzten Jahre haben gezeigt, daß diese 
Wachstumsraten in den strukturschwachen Ländern 
zwar kurzfristig erreicht, aber nicht längerfristig durchge­
halten werden können. Prognosen über die Auswirkun-

'6 Vgl. J. G o d d a rd  u. a.: Research and technological develop­
ment in the less favoured regions of the Community (Stride), Luxemburg 
1987; B. H ig g in s  u. a.; Stride Science and Technology for 
regional innovation and development in Europe, Luxemburg 1987.

17 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Die Regionen in 
den 90er Jahren, a. a. O., S. 41.
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gen der europäischen Integration weisen sogar auf eine -  
zumindestens kurzfristige-Verschärfung regionaler Ent­
wicklungsunterschiede hin.

Wirkungen des Binnenmarktes

In welchem Ausmaß die Wirtschaft einer Region von 
der Vollendung des Binnenmarktes betroffen ist, wird 
zum einen von der Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh­
men und zum anderen aber auch von der jeweiligen Sek­
torstruktur bestimmt. In einer von der EG in Auftrag gege­
benen Studie18 wurden von 120 untersuchten Industrie­
zweigen 40 als von der Vollendung des Binnenmarktes 
unmittelbar betroffen ermittelt. Hierzu gehören jene, die 
weitgehend von öffentlichen Aufträgen abhängen, wie 
etwa das Fernmeldewesen und der Eisenbahnbau. Dane­
ben gibt es eine große Zahl von Industriezweigen, die in 
Marktbereichen tätig sind, in denen nach wie vor nicht-ta- 
rifäre Handelshemmnisse (technische Normen, Einfuhr­
quoten) bestehen, so z. B. in der Agrar- und Ernährungs­
industrie, der Textil-, Schuh- und Bekleidungsindustrie 
sowie in verschiedenen Bereichen des Maschinenbaus, 
der Elektrotechnik und der chemischen Grundstoffindu­
strie.

In der Gemeinschaft arbeiten mehr als die Hälfte der 
industriellen Arbeitnehmer und etwa ein Achtel der Ge­
samterwerbstätigen in diesen Industriezweigen. Die 
höchsten Anteile von Beschäftigten in den betroffenen 
Sektoren an der Gesamtbeschäftigung der Industrie ha­
ben Portugal (68%) und Griechenland (61 %). In den mei­
sten anderen Mitgliedsländern beträgt dieser Anteil zwi­
schen 45% und 52%. Die Bundesrepublik nimmt hierbei 
mit 57%eine mittlere Position ein. Die unmittelbaren Aus­
wirkungen des Binnenmarktes werden also in vielen der 
schwächeren Regionen der Gemeinschaft zu einem grö­
ßeren Anpassungs- und Umstrukturierungsdruck führen 
als in wirtschaftsstärkeren Regionen19. Dies wird zumin­
dest kurzfristig zu Arbeitsplatzverlusten führen. Erst mit­
telfristig dürfte mit einem Produktivitätsanstieg und Pro­
duktionswachstum zu rechnen sein.

Die Position der Regionen mit rückläufiger industrieller 
Entwicklung stellt sich mit Blick auf 1993 differenzierter 
dar. Auf der einen Seite fanden in den dort vertretenen 
Wirtschaftssektoren in der jüngsten Vergangenheit um­
fassende Rationalisierungen statt, was erhebliche Ar­
beitsplatzverluste zur Folge hatte. Auf der anderen Seite 
gilt dieser Prozeß als noch nicht abgeschlossen. Außer­
dem wird vermutet, daß in den vergleichsweise großen

18 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Les Etats-meme- 
bres face aux enjeux sectoriels du Marché intérieur, Luxemburg 1989.

19 Vgl. auch dazu die Studien von Booz, Allan & Hamilton: Effects of the 
Internal market on Greece, Ireland, Portugal and Spain, Luxemburg 
1989.

Unternehmen noch beträchtliche Kosteneffekte zu erzie­
len sind. Weitere Umstrukturierungen sowie möglicher­
weise Übernahmen und Fusionen dürften die Folge sein, 
ein Prozeß, der auch viele kleine und mittlere Zulieferbe­
triebe in den jeweiligen Gebieten betreffen könn­
te20.

Die Hinweise auf eine tendenzielle Verschärfung re­
gionaler Entwicklungsunterschiede werden durch Unter­
suchungen über die regionalen Auswirkungen der Libera­
lisierung finanzieller Dienstleistungen und der Öffnung 
der Märkte des öffentlichen Auftragswesens bestätigt21. 
Das Fazit dieser Studien ist, daß höchstwahrscheinlich 
die größeren Ballungsgebiete in den prosperierenden 
Regionen, in denen sich die höher qualifizierten Arbeits­
plätze dieser Sektoren konzentrieren, am meisten profi­
tieren werden. In den Bereichen Telekommunikation, 
Eisenbahnbau und Elektroenergieanlagen werden in den 
südlichen Mitgliedstaaten Übernahmen nationaler Unter­
nehmen durch größere nordeuropäische Firmen erwar­
tet. Die damit einhergehende Modernisierung der Produk­
tionskapazitäten hätte Arbeitsplatzverluste oder sogar 
die Schließung ganzer Produktionsstätten zur Folge.

Der Binnenmarkt wird allerdings nicht nur über die sen­
sitiven Sektoren Einfluß auf die Regionen ausüben, son­
dern er dürfte auch zu einer weiteren industriellen Spe­
zialisierung führen22. Generell läßt sich sagen, daß die 
nördlichen Mitgliedstaaten erhebliche komparative Vor­
teile in bezug auf kapitalintensive Produktionen Und sol­
che mit einem hohen Einsatz an qualifizierten Arbeitneh­
mern aufweisen, während die komparativen Vorteile in 
den südlichen Mitgliedstaaten (insbesondere in Portugal 
und Griechenland) bei arbeitsintensiven Tätigkeiten mit 
einem niedrigeren technologischen Standard liegen. Die 
Aufrechterhaltung arbeitsintensiver Industrien brächte 
den südlichen Regionen kurzfristig erhebliche Gewinne, 
würde aber auch die bestehende räumliche Arbeitstei­
lung innerhalb der Gemeinschaft verschärfen und damit 
die derzeitigen regionalen Unterschiede zwischen Zen­
trum und Peripherie festigen. Außerdem würde dies die 
betreffenden Regionen sehr anfällig gegenüber der ver­
stärkten Konkurrenz aus den Entwicklungsländern und

20 Université Catholique de Louvain: Conséquences socioéconomi- 
ques de l’achèvement du Marché intérieur pour les régions de tradition 
industrielle de la Communauté Européenne, Luxemburg 1989.

21 PA Cambridge Economic Consultants: The regional consequences 
of the completion of the internal market for financial services, Luxem­
burg 1990; Cegos-ldet: Les conséquences régionales de l’ouverture 
des marchés publics; le cas des secteurs des télécommunications, du 
gros matériel éléctrique et du matériel ferroviaire, Luxemburg 1989.

22 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Les Etats-mem- 
bres face aux enjeux sectoriels du Marché intérieur, Luxemburg 1989; 
D. N e v e n : EEC integration towards 1992: some distributional
aspects, in: Economic Policy, Nr. 4, 1990, S. 14-62.
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Osteuropa machen, wo die Löhne häufig wesentlich nied­
riger als in Südeuropa sind. Die einzige Chance für die 
weniger entwickelten Gebiete bestünde darin, regionale 
Wettbewerbsvorteile für die Erschließung spezifischer 
Produktmärkte zu nutzen. Es ist aber insgesamt damit zu 
rechnen, daß die wirtschaftlich schwächeren Regionen in 
der Gemeinschaft überwiegend die Nachteile, die zentra­
len Gebiete hingegen eher die Vorteile des Binnenmark­
tes erfahren werden.

Regionalpolitische Maßnahmen

Unter dem Gesichtspunkt der Konvergenz zwischen 
den Mitgliedsländern und der internationalen Wettbe­
werbsfähigkeit europäischer Unternehmen wird die Mo­
dernisierungskonkurrenz auf EG-Ebene sowie die Nut­
zung bestehender Handels- und Spezialisierungsstruktu­
ren durchaus positiv gesehen. Angesichts der Gefahren 
regionaler Disparitäten für den Zusammenhalt in der Ge­
meinschaft wird allerdings auch die Notwendigkeit aner­
kannt, mit Hilfe regionalpolitischer Maßnahmen die Fol­
gen dieser Entwicklung für die ärmeren Regionen abzufe­
dern und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern.

Vor diesem Hintergrund ist die Reform der EG-Struk- 
turfonds23 im Jahr 1988 zu sehen. Auf der Gemein­
schaftsebene existieren drei Strukturfonds: Der Europäi­
sche Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) stellt Bei­
hilfen zum Ausbau der Infrastruktur und zur Förderung 
der Wirtschaftstätigkeit in den Fördergebieten der Ge­
meinschaft bereit; der Europäische Sozialfonds (ESF) 
unterstützt die Ausbildung, die Einstellung und die Um­
schulung von Arbeitnehmern (diese Beihilfen werden 
zum größten Teil für Vorhaben zur Bekämpfung der Lang­
zeit- und Jugendarbeitslosigkeit verwendet); der Euro­
päische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land­
wirtschaft-Abteilung Ausrichtung (EAGFL) vergibt Bei­
hilfen für die Modernisierung der landwirtschaftlichen 
Produktions- und Vertriebsstrukturen. Das Volumen die­
ser Fonds wurde im Zeitraum von 1987 bis 1993 verdop­
pelt, und die Interventionen der Fonds wurden auf eine 
begrenzte Anzahl vorrangiger Ziele konzentriert: auf die 
Förderung von Regionen mit Entwicklungsrückstand 
(Ziel Nr. 1), auf die Umstrukturierung von Industrieregio­
nen mit rückläufiger Entwicklung (Ziel Nr. 2) sowie auf die 
Förderung der Entwicklung des ländlichen Raumes (Ziel 
Nr. 5b). Unterstützt werden des weiteren Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit (Ziel Nr. 3) und 
die Eingliederung von Jugendlichen in das Erwerbsleben 
(Ziel Nr. 4) sowie die Anpassung der Strukturen in der 
Land- und Forstwirtschaft (Ziel Nr. 5a). Der Schwerpunkt 
der Interventionen lag bei den am meisten benachtei­
ligten Regionen, d. h. in jenen mit einem Entwicklungs­
rückstand.

Neben der Förderung bestimmter Regionen und Be­
völkerungsgruppen existieren auch sogenannte Gemein­
schaftsinitiativen. Dies sind länderübergreifende Pro­
gramme, die zur Lösung schwerwiegender Probleme, die 
sich unmittelbar aus der Verwirklichung anderer Gemein­
schaftspolitiken ergeben, beitragen sollen. Beispiele 
hierfür sind die Programme „Resider“ für Regionen, die 
von der Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie 
betroffen sind, und „Star“ für strukturschwache Regionen 
zur Hilfe bei der Nutzung von fortgeschrittenen Telekom­
munikationsdiensten. Die Gemeinschaftsinitiativen zie­
len vorwiegend darauf ab, ein günstiges Umfeld für eine 
Unternehmensentwicklung zu schaffen, die den Anforde­
rungen des Binnenmarktes entspricht und auf einen stär­
keren Wettbewerb ausgerichtet Ist.

Reform der Strukturpolitik

Die Transferleistungen über die Strukturfonds haben 
jedoch trotz der Verdoppelung der Mittel und der Konzen­
tration auf strukturschwache Regionen nur eine be­
grenzte Wirkung auf die Einkommensunterschiede ge­
zeigt24. Angesichts der anhaltend hohen regionalen Dis­
paritäten in der EG hat die spanische Regierung, stellver­
tretend für die Gruppe der strukturschwachen Mitglieds­
länder, auf der Konferenz von Maastricht gefordert, den 
ärmeren Mitgliedsländern zusätzliche Mittel zur Ver­
fügung zu stellen. Andernfalls sei es ihnen nicht möglich, 
die Konvergenzkriterien in dem vorgegebenen Zeitrah­
men zu erfüllen. Dieser Forderung wurde in Maastricht in 
einem Protokoll über den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt Rechnung getragen. Darin wird der Stel­
lenwert der Strukturfonds bekräftigt und die Schaffung ei­
nes Kohäsionsfonds vereinbart. Des weiteren wird die 
Absicht bekundet, ein größeres Maß an Flexibilität so­
wohl bei der Zuweisung von Finanzmitteln aus den Struk­
turfonds als auch bei der Höhe der Gemeinschaftsbeteili­
gungen an den Programmen zu üben. Außerdem wird in 
Aussicht gestellt, die Höhe der Beitragszahlungen an die 
Gemeinschaft im Rahmen des Systems der Eigenmittel 
den nationalen Haushaltstagen anzupassen.

Dieses Protokoll sowie die ersten Ergebnisse der Be­
wertung der Reform der Strukturfonds von 198825 waren 
die Grundlage des Entwurfs für eine erneute Reform der

23 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Leitfaden zur 
Reform der Strukturfonds der Gemeinschaft, Luxemburg 1989.

24 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Die Regionen in
den 90er Jahren, a. a. O., S. 63.

85 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Die Gemeinschaft­
lichen Strukturpolitiken -  Bilanzen und Perspektiven, KOM (92) 94 
endg., Brüssel, 18.3.1992. Diese Mitteilung der Kommission gilt als er­
stes Zwischenergebnis der Strukturfondsinterventionen; eine Bewer­
tung durch die einzelnen Mitgliedsländer steht noch aus.
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Gemeinschaftlichen Strukturpolitiken26. Kernpunkte der 
geplanten Reform sind eine Erhöhung der Mittel und eine 
weitere Konzentration der Finanzzuweisungen auf struk­
turschwache Regionen sowie eine Verbesserung der Effi­
zienz der Interventionen. Die wichtigsten Neuerungen 
sollen hier kurz genannt werden:

□  Staffelung der Interventionssätze der Gemeinschaft 
(Anteil der Beihilfe zur Gesamtinvestition);

□  Änderungen im Eigenmittelsystem;

□  größere Flexibilität bei der Verwaltung der Struktur­
fonds;

□  Vereinfachung des Beantragungsverfahrens und der 
Durchführung der Gemeinschaftsinterventionen;

□  Schaffung eines Kohäsionsfonds bis Ende 1993 zur 
Förderung von Projekten aus den Bereichen der Ver­
kehrsinfrastruktur (transeuropäische Netze) und der Um­
weltinfrastruktur in den Ländern mit einem BSP pro Kopf 
von weniger als 90% des Gemeinschaftsdurchschnitts;

□  Aufnahme der neuen Bundesländer der Bundesre­
publik in die Ziel-1-Förderung;

□  Erweiterung der Ziele 3 und 4 durch eine Konzentra­
tion auf das Berufsbildungswesen;

□  Abstimmung der Ziele 5a und 5b mit der Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik.

Im Hinblick auf die Finanzausstattung schlägt die 
Kommission vor, die Mittel für die strukturschwachen Re­
gionen um zwei Drittel aufzustocken bzw. sie für jene 
Regionen zu verdoppeln, die zu den im Rahmen des Ko­
häsionsfonds förderungswürdigen Ländern gehören. Die 
Mittelzuweisungen für die übrigen strukturpolitischen 
Ziele (Ziele Nr. 2, 3, 4 und 5b) würden um 50% aufge­
stockt27.

Bewertung der Reformvorschläge

Die erste Einschätzung der Reformvorschläge ist am­
bivalent. Auf der einen Seite zeichnen sich Fortschritte 
ab: Mit der Staffelung der Interventionssätze der Ge­
meinschaftwird den unterschiedlichen Haushaltslagen in 
den Mitgliedsländern stärker Rechnung getragen28. In die 
gleiche Richtung gehen auch die vorgeschlagenen Ände­
rungen im Eigenmittelsystem29. Ebenso ist eine Flexibili-

26 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Von der Einheitli­
chen Akte zu der Zeit nach Maastricht, KOM (92) 2000 endg., Brüssel,
11.2.1992, S. 19 ff.; dies.: Mitteilung der Kommission an den Rat und 
das Europäische Parlament über die öffentlichen Finanzen der Ge­
meinschaft in der Zeit bis 1997, KOM (92) 2001 endg., Brüssel, 
27. 3. 1992.

27 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Mitteilung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat, a. a. O., 
S. 17, 39.
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sierung der derzeit äußerst komplizierten Antragsverfah­
ren und Durchführungsverordnungen positiv zu bewer­
ten. Inwieweit allerdings die geplanten Änderungen der 
Verfahren den Besonderheiten nationaler Verwaltungs­
strukturen gerecht werden, muß sich erst noch zeigen. 
Die derzeit geforderten regional eigenständigen Verwal­
tungseinheiten für die Erarbeitung, Beantragung und 
Durchführung von Förderprogrammen sind insbesondere 
in den strukturschwachen Ländern nicht vorhanden. Sie 
weisen weder eine entsprechende Regionalstruktur auf, 
noch verfügen sie über einen derartig organisierten Ver­
waltungsapparat. Von daher sind sie vielfach nicht in der 
Lage, zur Verfügung stehende Gelder abzurufen30.

Auf der anderen Seite fordert die Kommission einen 
größeren Ermessensspielraum ein, „wenn sie den gegen­
wärtigen Erfordernissen Rechnung tragen und gleich­
zeitig Maßnahmen zur Antizipierung des Wandels unter­
stützen soll”31. In dem Vertrag über die Europäische 
Union wird in Artikel 130 die Gewährleistung eines gün­
stigen Umfeldes für die Wettbewerbsfähigkeit der euro­
päischen Industrie in die gemeinschaftliche Politik aufge­
nommen und somit erstmals als zentrales Anliegen ver­
ankert. Der Wettbewerb ist, nach Auffassung der Kom­
mission, „der wichtigste Antrieb für die gegenwärtigen 
Veränderungen und seine Fortführung ist die wichtigste 
Voraussetzung für den Erfolg des Anpassungsprozes­
ses“32.

Gegenüber dieser Einschätzung muß allerdings zu be­
denken gegeben werden, daß die Schaffung eines günsti­
gen Umfeldes für die Wettbewerbsfähigkeit europäischer 
Unternehmen als Aufgabe der Gemeinschaft die Gefahr 
in sich birgt, daß die Strukturpolitik stärker als bisher an

28 ln den Ziel-1-Regionen wären dementsprechend die Interventions­
sätze der Gemeinschaftlichen Förderkonzepte zu erhöhen, um den Ge­
meinschaftsanteil ohne proportionale Aufstockung der staatlichen Mit­
tel anzuheben; Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Die 
Gemeinschaftlichen Strukturpolitiken, a. a. O., S. 42.

29 Die „regressiven Elemente im derzeitigen System der Eigenmittel“ 
ergeben sich daraus, daß die Verbrauchsquote und damit die Bemes­
sungsgrundlage für die Mehrwertsteuer, bezogen auf das BIP, in den 
EG-Ländern mit niedrigem Pro-Kopf-Einkommen relativ hoch ist. Das 
System wirkt sich somit für Spanien, Griechenland, Irland und Portugal 
eindeutig nachteilig aus. Zukünftig sollen die BSP-Eigenmittel im Ver­
hältnis zu der in ECU ausgedrückten BSP-Grundlage berechnet wer­
den. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Das System der 
Eigenmittel, Bericht der Kommission gemäß Art. 10 des Beschlusses 
über die Eigenmittel, KOM (92) 81 endg., Brüssel, 10.3.1992, S. 23 f.

30 Vgl. auch Chr. E n g e l:  Regionen in der Europäischen Gemein­
schaft: Eine integrationspolitische Rollensuche, in: Institut für Europäi­
sche Politik, Integration, 14. Jg., 1/91, S. 9-20; A. H i ld e n b ra n d :  
Die Reform der Regionalförderung in Spanien, in: Akademie für Raum­
forschung und Landesplanung, Raumforschung und Raumordnung, 
Hannover 1988, Heft 5/6, S. 270-280.

31 J. D e Io rs  : Vorlage des Arbeitsprogramms der Kommission für 
1992 und des „Paket II“ im europäischen Parlament, Manuskript, Brüs­
sel, Anfang 1992, S. 16.

32 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Von der Einheitli­
chen Europäischen Akte zu der Zeit nach Maastricht, a. a. O., S. 25.
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diesem Ziel ausgerichtet wird33. Eine entsprechende 
Ausrichtung strukturpolitischer Interventionen muß für 
die Regionen nun nicht zwangsläufig von Nachteil sein. 
Doch hat die Entwicklung in der Vergangenheit gezeigt, 
daß eine im wesentlichen auf Wirtschaftswachstum aus­
gerichtete Gesamtpolitik implizit zur Folge hat, daß ins­
besondere jene Regionen unterstützt werden, die den 
höchsten Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
erbringen können, also die mit einer produktiven Infra­
struktur am besten ausgestatteten Gebiete. Dies sind 
hauptsächlich Regionen in zentralen Lagen, keinesfalls 
jedoch die entwicklungs- und strukturschwachen Ge­
biete. Diese Politik führt tendenziell eher zu einer Annäh- 
rung der Wirtschaftszentren in der Gemeinschaft als zu 
einem Abbau regionaler Disparitäten34. Die Regionalpoli­
tik ist derzeit nicht in der Lage, diesen Polarisierungsef­
fekt zu verhindern.

Doppelter Polarisierungseffekt

Diese Polarisierung auf Ebene der Gemeinschaft fin­
det gewissermaßen noch einmal auf Länderebene statt. 
Die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit struktur­
schwacher Gebiete erfolgt primär durch eine selektive 
Stimulierung und Modernisierung bereits bestehender, 
national relativ starker wirtschaftlicher Aktivitäten und 
führt dadurch zu einer tendenziellen Ausgrenzung der 
eher schwächeren Sektoren. Damit werden die auf inter­
nationaler Ebene modernen oder modernisierbaren Teile 
der jeweiligen lokalen Ökonomien in den europäischen 
Wirtschaftskreislauf eingebunden, während die nationa­
len Wirtschaftsstrukturen des Landes Gefahr laufen zu 
zerfallen35.

Es gilt also, den offensichtlichen Widerspruch zwi­
schen dem Wachstumsziel auf der einen Seite und dem 
Ausgleichsziel (Abbau der Disparitäten) auf der anderen 
Seite aufzulösen. Scheint dieser Widerspruch in einer na­
tionalen Volkswirtschaft in Zeiten der Prosperität sich sei­
ner Auflösung anzunähern, so ist diese Aufgabe im Rah­
men der Gemeinschaft offenbar derzeit nicht zu bewälti-

33 Die Schaffung des Kohäsionsfonds sowie die Erweiterung des euro­
päischen Sozialfonds (Art. 123 des Vertrages über die Europäische 
Union) deuten auf eine solche Ausrichtung hin.

34 Eine Angleichung der wirtschaftlichen Entwicklung von Regionen in 
der Gemeinschaft war räumlich selektiv und nur in Phasen starken Wirt­
schaftswachstums sowie stabiler Rahmenbedingungen häufig als ein 
Ergebnis sogenannter Ausstrahlungseffekte von Kernregionen mög­
lich.

35 In Griechenland beispielsweise, das insgesamt als förderungswür­
dig gilt, ziehen die Agglomerationsräume Saloniki, Patras sowie das 
weitere Umland von Athen die Subventionen an sich, während die länd­
lichen und strukturschwachen Regionen mit dem Ausschluß von Bran­
chen und Aktivitäten, die in der Gemeinschaft bereits überrepräsentiert 
sind, zu kämpfen haben. M. R i d d e r : Regionale Industrieentwick­
lung und Effekte aus dem Beitritt zur EG, in: Raumforschung und Raum­
ordnung, Heft 6, 1990, S. 319-326.

gen. Der gleiche Umstand, der zu dem beschriebenen 
„doppelten Polarisierungseffekt“ führt, verhindert hier 
einen Abbau der regionalen Entwicklungsunterschiede. 
Denn es gilt für die Gemeinschaft zunächst einmal, den 
industriellen Vorsprung Europas gegenüber den USA und 
Japan zu sichern36. Das Erreichen dieses Ziels ist aller­
dings nicht meßbar, da die Sicherheit des industriellen 
Vorsprungs aufgrund der Dynamik weltwirtschaftlicher 
Prozesse immer relativ bleiben wird. Der wirtschaftliche 
Konvergenzprozeß innerhalb der Gemeinschaft ist aber 
diesem Wachstumsziel untergeordnet. Ein Ausgleich auf 
dieser Ebene wird von daher nur sehr bedingt auf der 
Grundlage eines partiellen wirtschaftlichen Umvertei­
lungsprozesses von den reicheren Regionen zu den är­
meren stattfinden37. Vielmehr sind die strukturpolitischen 
Maßnahmen darauf ausgerichtet, die ärmeren Regionen 
in die europäische Industriepolitik einzubeziehen, um die 
„offensichtlichen komparativen Vorteile“ , wie sie sich aus 
den bestehenden Handels- und Spezialisierungsstruktu­
ren der einzelnen Mitgliedstaaten ablesen lassen, in ei­
nem großen Markt besser nutzen zu können38. Unter dem 
Gesichtspunkt europäischer Wettbewerbsfähigkeit wäre 
eine Nivellierung wirtschaftlicher Entwicklungsunter­
schiede, wenn sie zu Lasten stärkerer Industrieregionen 
geht, eher schädlich39.

Gefahren für strukturschwache Regionen

„Europa entsteht durch eine gemeinsame Währung 
oder gar nicht“ , hatte der französische Währungsexperte 
Jacques Rueff schon vor der Gründung der EG be­
hauptet. Die Frage ist jedoch, ob die gemeinsame Wäh­
rung als „Krönung“ eines längeren Anpassungsprozes­
ses oder als Instrument und Bestandteil dieser Entwick­
lung zu betrachten ist. Wenn das Ziel weiterhin eine EG 
der Zwölf ist und als Konsequenz daraus auch nur eine 
Wirtschafts- und Währungsunion mit zwölf Mitgliedslän­

36 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Von der 
Einheitlichen Europäischen Akte zu der Zeit nach Maastricht, a. a. O., 
S. 24 f.

37 Umverteilung im Sinne einer Verlagerung von FuE-, Verwaltungs­
und Produktionseinrichtungen aus den Kernregionen in die Peripherie.

33 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Von der Einheitli­
chen Europäischen Akte zu der Zeit nach Maastricht, a. a. O., S. 24. Die 
durch den Kohäsionsfonds teilfinanzierten Maßnahmen z. B. im Ener­
giesektor sagen noch nichts über den Wert aus, den diese für die zu un­
terstützenden Regionen haben werden. Vielmehr besteht hier die Ge­
fahr einer ausschließlichen Investitionsförderung überregionaler Gas- 
und Elektrizitätsunternehmen, um eine großflächige Versorgung zu ge­
währleisten. Der positive Effekt für diese Regionen läge somit aus­
schließlich in der Versorgungsleistung. Eine unabhängige örtliche 
Energieversorgung, die lokale Arbeitsplätze schaffen würde, wäre da­
mit ausgeschlossen.

39 Diese Einschätzung wird auch im Jahreswirtschaftsbericht 1991/92 
deutlich; Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Jahreswirt­
schaftsbericht 1991/92, a. a. O., S. 28.
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dern akzeptiert wird, kann sie nicht das Instrument eines 
Anpassungsprozesses sein, sondern nur dessen Ergeb­
nis.

Denn mit dem Ziel der Aufnahme in die WWU stehen 
die strukturschwachen Länder vor einem Dilemma: Um 
die potentiellen Vorteile der WWU in vollem Umfang nut­
zen zu können, müssen sie ihre Infrastruktur weiter aus­
bauen. Gleichzeitig müssen sie, um die makroökono­
mischen Voraussetzungen für die dritte Stufe der Wäh­
rungsunion erfüllen zu können, eine strenge Haushalts­
disziplin wahren. Diese könnte aber unter Umständen -  
trotz der vorgesehenen Staffelung der Interventionssätze 
-e ine  Verringerung der Mittel für öffentliche Investitionen 
und im Einklang mit dem Prinzip der Additionalität infol­
gedessen auch einen Rückgang der Gemeinschaftszu­
schüsse zur Folge haben. Damit würden die Maßnahmen 
für die Konvergenz der Wirtschaftspolitiken dem Abbau 
der Disparitäten entgegenwirken. Würden hingegen die 
schwächeren Länder zugunsten einer aktiven Struktur­
politik der WWU nicht beitreten, bliebe ihnen das wirt­
schaftspolitische Instrument der Wechselkursanpas­
sung. Die Gefahr einer Kapitalabwanderung in stabilere 
Währungen wäre hierbei allerdings groß. Das würde letzt­
lich sowohl den Staatshaushalt als auch die noch konkur­
renzfähigen Industriezweige handlungsunfähig machen.

Die mit der Union notwendige Harmonisierung der 
Haushaltspolitiken und der Verlust des Wechselkursin­
struments bürden den ärmeren Ländern Einschrän­
kungen auf, die ihre Bemühungen behindern werden, ein 
rascheres Wachstum als die zentralen Regionen der Ge­
meinschaft zu erzielen. Letzteres ist aber eine notwen­
dige Voraussetzung für ihren Aufholprozeß. Eine Anglei­
chung der wirtschaftspolitischen Orientierung im Vorfeld, 
wie sie durch die Währungsunion zu installieren versucht 
wird, verschärft eher noch die Disparitäten und festigt die 
Dominanz der wirtschaftsstarken Länder. Eine weitge­

40 Vgl. hierzu auch P. K a s a k o s : Die neue EG-Agenda und die 
griechische Europa-Politik, in: Zeitschrift für internationale Politik, 
Europa-Archiv, Nr. 7, Bonn 1991, S. 215-224.

41 Zu den vernachlässigten Bereichen der EG-Integration gehören ne­
ben der ungleichen Verteilung der wirtschaftlichen Entwickung in erster 
Linie das Ausbleiben sozialpolitischer Fortschritte und die Zunahme 
der Umweltzerstörung. Zu erwähnen ist aber auch das Demokratie­
defizit einer zentralisierten Gemeinschaftspolitik. Vgl. hierzu 
R. B o c k l e t :  Ancien Régime, in: EG-magazin, Nr. 1/2,1992, S. 10 f.

42 Der Regionalfonds hat sich in den 80er Jahren von einer Ergän­
zungsförderung der nationalen Förderpolitiken zu einer eigenständigen 
Institution entwickelt, mitwelcherdie Kommission selbst Regionalpolitik 
mit größerem Einfluß betreibt. Verstärkt wird diese Politik noch durch 
den Umstand, daß durch den Eigenfinanzierungsanteil die nationalen 
Mittel der meisten Länder in einem Umfang gebunden werden, daß eine 
eigene Strukturpolitik -  selbst wenn sie von der EG genehmigt würde -  
nicht mehr möglich ist.

43 Vgl. hierzu auch M. R id d e r, a. a. 0., S. 324 f.

hende Konvergenz der wirtschaftlichen Entwicklung in 
den einzelnen Ländern und Regionen ist somit die unab­
dingbare Voraussetzung für eine Währungsunion40.

Die Möglichkeit einer schrittweisen Integration, wie sie 
in dem Vertrag angelegt ist, bedeutet somit nicht nur das 
Eingeständnis einer bisher nicht erreichten wirtschaftli­
chen Konvergenz, sondern auch, daß in den nächsten 
Jahren trotz verordneter Stabilitätspolitik nicht mit einem 
Abbau der Disparitäten gerechnet wird. Damit wäre ein 
„Europa der zwei Geschwindigkeiten“ langfristig festge­
schrieben.

Nationaler Entscheidungsspielraum

Lehnt man diese Entwicklung allerdings ab, wäre in der 
Konsequenz der Vertrag zur Wirtschafts- und Währungs­
union von Maastricht zu revidieren. Dies gilt insbeson­
dere für seinen zeitlichen Rahmen. Damit würde es mög­
lich, Fehlentwicklungen, die durch die Konzentration der 
EG-Politik auf die Vollendung des Binnenmarktes ent­
standen sind, zu korrigieren41. Denn die wirtschaftliche 
Heterogenität innerhalb der Gemeinschaft hat zur Folge, 
daß auch die Ziele und Prioritäten der Mitgliedstaaten im 
Bereich der Regionalpolitik divergieren. Um demgegen­
über Konvergenz herzustellen, bedarf es einer differen­
zierten Politik, die die konkreten Umstände und Bedürf­
nisse der einzelnen Länder berücksichtigt. Grundle­
gende Voraussetzung dafür ist die Wahrung eines natio­
nalen Entscheidungsspielraumes, der es ihnen erlaubt, 
eine ihrer wirtschaftlichen Lage angemessene Umwelt-, 
Struktur-, Regional- und Sozialpolitik betreiben zu kön­
nen42. Auch der Wechselkursmechanismus innerhalb des 
Europäischen Währungssystems sollte daher ein Instru­
ment ihrer Wirtschaftspolitik bleiben.

Die erneute Reform der Gemeinschaftlichen Struktur­
politiken enthält eine Reihe positiver Änderungen, bindet 
aber die Mitgliedstaaten noch enger an die Gemein­
schaftspolitik. Die Widersprüche innerhalb dieser Politik 
werden somit für die Mitgliedsländer und insbesondere 
für die Regionen noch gravierender werden. Diese Un­
stimmigkeiten gilt es zu beseitigen43.

Aufgabe der derzeitigen Reform der Gemeinschafts­
initiativen muß es von daher sein, in einer primär auf den 
Ausbau der internationalen Wettbewerbsfähigkeit Euro­
pas ausgerichteten Politik ausgleichspolitische Maßnah­
men einzufordern. Die vornehmlich unter dem Gesichts­
punkt der europäischen Konkurrenzfähigkeit entwickel­
ten Maßnahmen sind stärker auf die sozio-ökonomischen 
Strukturen in den Regionen der Gemeinschaft abzustim­
men, und somit ist unter Berücksichtigung lokaler Beson­
derheiten die Einbeziehung strukturschwacher Gebiete 
in die Gemeinschaft zu fördern.
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